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5 1 3 . Kundmachung: 25. Novelle der Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963
514 . Kundmachung: 30. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung
515 . Kundmachung: Änderung der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 (11. Novelle der BB-PO 1966)

5 1 3 . Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 11. Dezember 1984, mit der die
Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963 neuer-
lich abgeändert wird (25. Novelle der Bundes-

bahn-Besoldungsordnung 1963)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 11. Dezember 1984 (Gesetz
vom B.April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963,
BGBl. Nr. 170, zuletzt geändert durch die Kund-
machung BGBl. Nr. 386/1984, wird wie folgt abge-
ändert:

1. Im § 3 Abs. 2 Z 5 wird die Zitierung „Ärztege-
setz, BGBl. Nr. 92/1949," durch die Zitierung
„Ärztegesetz 1984, BGBl. Nr. 373," ersetzt.

2. § 9 Abs. 1 lit. c lautet:

„c) die Barbezüge, die Verpflegung, die Abfin-
dung für die Verpflegung, der Familienunter-
halt und die Wohnkostenbeihilfe sowie die
Entschädigung bei Übungen nach dem Hee-
resgebührengesetz, BGBl. Nr. 152/1956,
Geldleistungen nach § 3 Abs. 2 des Bundesge-
setzes über die Entsendung von Angehörigen
des Bundesheeres zur Hilfeleistung in das
Ausland, BGBl. Nr. 233/1965, und die Bar-

bezüge, der Familienunterhalt und die
Wohnkostenbeihilfe nach dem Zivildienstge-
setz."

3. Im § 11 Abs. 1 wird der Betrag „909 S" durch
den Betrag „952 S" ersetzt.

4. § 27 a Abs. 2 lautet:

„(2) Dem Beamten kann aus Anlaß der Vollen-
dung einer Dienstzeit von 25 und 40 Jahren für
treue Dienste eine Jubiläumszuwendung gewährt
werden. Die Jubiläumszuwendung beträgt bei einer
Dienstzeit von 25 Jahren 150 vH und bei einer
Dienstzeit von 40 Jahren 300 vH des Monatsbezu-
ges, der der besoldungsrechtlichen Stellung des
Beamten in dem Monat entspricht, in den das
Dienstjubiläum fällt."

5. § 27 a Abs. 3 Z 4 lautet:

„4. die im Ausbildungs- oder im Dienstverhältnis
zu den Österreichischen Bundesbahnen oder
deren Betriebsvorgängern oder zu einer inlän-
dischen Gebietskörperschaft zurückgelegten
Zeiten, die für die Vorrückung bloß deshalb
nicht wirksam sind, weil sie vor der Vollen-
dung des 18. Lebensjahres liegen oder durch
die Anwendung der Kürzungsbestimmungen
gemäß § 3 Abs. 7 für die Vorrückung unwirk-
sam geworden sind."

6. Im § 27 a Abs. 4 wird der Ausdruck „200 vH"
durch den Ausdruck „300 vH" ersetzt.

7. Die Anlage 3 erhält folgende Fassung:
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Artikel II

Die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963,
BGBl. Nr. 170, in der Fassung des Art. I wird wie
folgt geändert:

1. § 27 a Abs. 2 lautet:

„(2) Dem Beamten kann aus Anlaß der Vollen-
dung einer Dienstzeit von 25 und 40 Jahren für
treue Dienste eine Jubiläumszuwendung gewährt
werden. Die Jubiläumszuwendung beträgt bei einer
Dienstzeit von 25 Jahren 200 vH und bei einer
Dienstzeit von 40 Jahren 400 vH des Monatsbezu-
ges, der der besoldungsrechtlichen Stellung des
Beamten in dem Monat entspricht, in den das
Dienstjubiläum fällt."

2. Im § 27 a Abs. 4 wird der Ausdruck „300 vH"
durch den Ausdruck „400 vH" ersetzt.

Artikel III

Es treten in Kraft:

1. Art. I mit 1. Jänner 1985

2. Art. II mit 1. Jänner 1987

Lacina

514. Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 11. Dezember 1984, mit der die
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung neuer-
lich abgeändert wird (30. Novelle der Bundes-

bahn-Dienst- und Lohnordnung)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 11. Dezember 1984 (Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung für
die für den vorübergehenden Bedarf aufgenomme-
nen Bediensteten der Österreichischen Bundesbah-
nen, BGBl. Nr. 96/1954, zuletzt geändert durch die
Kundmachung BGBl. Nr. 387/1984, wird wie folgt
abgeändert:

1. §17 Abs. 2 lautet:

„(2) Dem Lohnbediensteten kann aus Anlaß der
Vollendung einer Dienstzeit von 25 und 40 Jahren
für treue Dienste eine Jubiläumszuwendung
gewährt werden. Die Jubiläumszuwendung beträgt
bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 150 vH und bei
einer Dienstzeit von 40 Jahren 300 vH des Monats-
entgeltes, das der lohnrechtlichen Stellung des
Lohnbediensteten in dem Monat entspricht, in den
das Dienstjubiläum fällt."

2. Im § 17 Abs. 4 wird der Ausdruck „200 vH"
durch den Ausdruck „300 vH" ersetzt.

3. Die Anlage 2 erhält folgende Fassung:
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Artikel II

Die Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung für
die für den vorübergehenden Bedarf aufgenomme-
nen Bediensteten der Österreichischen Bundesbah-
nen, BGBl. Nr. 96/1954, in der Fassung des Art. I
wird wie folgt abgeändert:

1. § 17 Abs. 2 lautet:

„(2) Dem Lohnbediensteten kann aus Anlaß der
Vollendung einer Dienstzeit von 25 und 40 Jahren
für treue Dienste eine Jubiläumszuwendung
gewährt werden. Die Jubiläumszuwendung beträgt
bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 200 vH und bei
einer Dienstzeit von 40 Jahren 400 vH des Monats-
entgeltes, das der lohnrechtlichen Stellung des
Lohnbediensteten in dem Monat entspricht, in den
das Dienstjubiläum fällt."

2. Im § 17 Abs. 4 wird der Ausdruck „300 vH"
durch den Ausdruck „400 vH" ersetzt.

Artikel III

Es treten in Kraft:

1. Art. I mit 1. Jänner 1985

2. Art. II mit 1. Jänner 1987

Lacina

515. Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 11. Dezember 1984, mit der die
Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 geändert

wird (11. Novelle der BB-PO 1966)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 11. Dezember 1984 (Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Pensionsordnung 1966, BGBl.
Nr. 313, zuletzt geändert durch die Kundmachung
BGBl. Nr. 620/1983, wird wie folgt abgeändert:

Nach dem § 36 wird folgender § 36 a eingefügt:

„Ruhen monatlich wiederkehrender Geldleistungen

§ 36 a. (1) Bezieht der Beamte oder die Witwe
aus einer gleichzeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit
ein Erwerbseinkommen, so ruht der Ruhe- oder
Versorgungsbezug bis zum Betrag des halben
Anfangsgehaltes eines Bundesbeamten der Allge-
meinen Verwaltung der Verwendungsgruppe E
insoweit, als das für den Kalendermonat gebüh-
rende Erwerbseinkommen des Beamten 50 vH, das
der Witwe 75 vH des Anfangsgehaltes eines Bun-
desbeamten der Allgemeinen Verwaltung der Ver-
wendungsgruppe E übersteigt. Das Ruhen tritt

überdies höchstens in dem Ausmaß ein, in dem die
Summe aus Ruhe- oder Versorgungsbezug und
Erwerbseinkommen beim Beamten 100 vH und bei
der Witwe 150 vH des Anfangsgehaltes eines Bun-
desbeamten der Allgemeinen Verwaltung der Ver-
wendungsgruppe E übersteigt.

(2) Vom Erwerbseinkommen sind für jedes
Kind, für das dem Beamten oder der Witwe ein
Steigerungsbetrag der Haushaltszulage gebührt,
25 vH des Anfangsgehaltes eines Bundesbeamten
der Allgemeinen Verwaltung der Verwendungs-
gruppe E abzusetzen. Gleiches gilt, wenn ein Stei-
gerungsbetrag nur deshalb nicht gebührt, weil das
Kind Anspruch auf Waisenversorgung hat.

(3) Bei Anwendung des Abs. 1 sind die Haus-
haltszulage und die Hilflosenzulage außer Betracht
zu lassen.

(4) Gebühren gleichzeitig ein Ruhe- und ein
Witwenversorgungsbezug nach dieser Pensionsord-
nung, dann tritt das Ruhen nur beim Ruhebezug
ein.

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind nicht anzuwenden,
a) wenn gleichzeitig Anspruch auf eine Pension

aus der gesetzlichen Sozialversicherung
besteht und diese Pension wegen eines
Erwerbseinkommens zum Teil oder zur
Gänze ruht oder

b) wenn gleichzeitig Anspruch auf eine höhere
Pension auf Grund pensionsrechtlicher Vor-
schriften einer Gebietskörperschaft besteht
und diese Pension wegen eines Erwerbsein-
kommens zum Teil oder zur Gänze ruht.

(6) Als Erwerbseinkommen gilt bei einer unselb-
ständigen Erwerbstätigkeit das aus dieser Tätigkeit
gebührende laufende Entgelt. Ausgenommen sind
jedoch Bezüge, die für einen größeren Zeitraum als
den Kalendermonat gebühren (zB 13. und
14. Monatsbezug, Sonderzahlungen, Belohnun-
gen). Ist innerhalb eines Kalenderjahres das Entgelt
in jenen Kalendermonaten, in denen Anspruch auf
Ruhe(Versorgungs)bezug bestanden hat, nicht
gleich hoch gewesen, oder war der Beamte (die
Witwe) nicht ständig beschäftigt, so ist auf seinen
(ihren) Antrag, wenn es für ihn (sie) günstiger ist,
das im Durchschnitt auf die genannten Kalender-
monate entfallende Entgelt als monatliches
Erwerbseinkommen anzusehen. Ein solcher Antrag
ist bis 31. März des folgenden Kalenderjahres zu
stellen.

(7) Als Erwerbseinkommen gilt bei einer selb-
ständigen Erwerbstätigkeit je Kalendermonat ein
Zwölftel des im selben Kalenderjahr aus dieser
Tätigkeit bezogenen Einkommens; solange das
Jahreseinkommen nicht feststeht, ist das Einkom-
men des vorletzten Kalenderjahres heranzuziehen,
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es sei denn, daß die selbständige Erwerbstätigkeit
später aufgenommen wurde oder der Beamte (die
Witwe) glaubhaft macht, daß die Höhe des Ein-
kommens im laufenden Kalenderjahr entscheidend
von der des vorletzten Kalenderjahres abweichen
wird."

Artikel II

§ 3 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Pensionsbeitrag beträgt ab 1. Jänner
1985 8,0 vH der Beitragsgrundlage gemäß Abs. 2."

Artikel III

(1) Diese Kundmachung tritt mit 1. Jänner 1985
in Kraft.

(2) Für Personen, die bereits vor dem 1. Jänner
1985 Anspruch auf Pensionsversorgung nach der
Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 gehabt haben,
tritt Art. I mit 1. April 1985 in Kraft.

(3) Die Bestimmungen des Art. I treten mit
31. Dezember 1989 außer Kraft.

Lacina
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